
erläutern und damit die Errungen­
schaften und die Überlegenheit der 
sozialistischen Staats- und Rechts­
ordnung sichtbar zu machen. Es ist 
auch wichtig, den Lehrlingen auf der 
Grundlage des Jugendgesetzes ihre 
Rechte und Pflichten als Staatsbürger 
zu erklären und von hier aus die 

. Verbindung herzustellen zu typischen 
Rechtsbeziehungen junger Menschen, 
z. B. zum Lehrvertrag und anderen 
Fragen des Arbeitsrechts, zum Zivil- 
recht und zum Familienrecht. We­
sentlich ist dabei, den Jugendlichen 
an Beispielen, die aus dem täglichen 
Leben gegriffen sind, die Verbind­
lichkeit und Unabdingbarkeit des 
sozialistischen Rechts und das Wesen 
der Initiativen der Werktätigen auf 
dem Gebiet von Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit deutlich zu machen.
Eine weitere Aufgabe besteht darin, 
den Jugendlichen, ausgehend von ih­
rer Rolle als junge Staatsbürger und 
von ihrer Verantwortung gegenüber 
der Gesellschaft, zu erklären, warum 
es auch noch unter den Bedingun­
gen der Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft in der 
DDR Erscheinungen der Kriminali­
tät und anderer Rechtsverletzungen 
Jugendlicher gibt und welche staat­
lichen und gesellschaftlichen Aktivi­
täten zur Kriminalitätsbekämpfung 
und -Vorbeugung notwendig sind. 
Staatsanwälte analysierten gemein­
sam mit Lehrlingen bestimmte Ord­
nungswidrigkeiten und Straftaten 
Jugendlicher und regten die Lehr­
linge dadurch an, selbst darüber 
nachzudenken, wie sie innerhalb des 
Jugendverbandes wirksamer auf Ju­
gendliche Einfluß nehmen können, 
die in ihrer Persönlichkeitsentwick­
lung Zurückbleiben.
Die Aussprachen wurden jeweils 
nach Beendigung eines Ausbildungs­
jahres mit dem Pädagogenkollektiv, 
den Ausbildungsleitern und Lehr­
meistern ausgewertet. Daraus wur­
den Schlußfolgerungen für die wei­
tere rechtserzieherische Arbeit mit 
den Lehrlingen gezogen.
Die Staatsbürgerkundelehrer, die 
an den Aussprachen teilnehmen, um 
im weiteren Unterricht die aufge­
worfenen Probleme zu vertiefen und 
zu ergänzen, schätzten ein, daß diese 
Form der Rechtserziehung in beson­
derem Maße geeignet ist, bei den 
Lehrlingen sozialistisches Rechtsbe­
wußtsein zu entwickeln und zu festi­
gen. Sie hilft den Lehrlingen zu er­
kennen, daß das sozialistische Recht 
der Ausdruck des Willens der Ar­
beiterklasse und ihrer Verbündeten 
ist, daß es von den Prinzipien der 
Achtung der Menschenwürde und 
der Gerechtigkeit durchdrungen ist, 
daß Rechtsverletzungen in gebühren­
der Weise geahndet werden und daß 
die Rechtsverwirklichung gemeinsam 
mit den Werktätigen erfolgt. Das 
Wachstum des Rechtsbewußtseins 
der Lehrlinge zeigt sich u. a. in einem 
stärkeren Gerechtigkeitsgefühl, in 
ihrer in Worten und Taten zum Aus­
druck kommenden Achtung vor an­
deren Menschen sowie in ihrer stär­
keren Lern- und Arbeitsdisziplin.

Die Lehrlinge selbst brachten u. a. 
zum Ausdruck, daß die Veranstal­
tungen mit den Staatsanwälten des­
halb so interessant für sie waren, 
weil sie alle Fragen stellen konnten 
und klare Antworten darauf erhiel­
ten und weil auch sie um ihre Mei­
nung gefragt wurden und die Pro­
bleme gemeinsam mit den Erwach­
senen erörtern konnten.
Für die Zukunft wollen die Staats­
anwälte und Pädagogen in den Aus­
sprachen mit den Lehrlingen den 
Gedanken der persönlichen Verant­
wortung der Jugendlichen weiter 
ausbauen. Im Zusammenwirken mit 
der FDJ ist dazu vorgesehen, die 
Verantwortung der Schüler für die

Die Durchsetzung der arbeitsrechtli­
chen materiellen Verantwortlichkeit 
ist ein wirksamer Erziehungsfaktor 
und trägt dazu bei, daß die Werktä­
tigen im Umgang mit dem sozialisti­
schen Eigentum im allgemeinen große 
Sorgfalt zeigen. Dennoch werden in 
manchen Betrieben die Bestimmun­
gen über die materielle Verantwort­
lichkeit nicht konsequent ange­
wandt.
Bei der Auswertung von Beschlüs­
sen der Konfliktkommissionen stell­
ten wir fest, daß bei Schäden am so­
zialistischen Eigentum durch schuld­
hafte Arbeitspflichtverletzungen, die 
gleichzeitig Straftaten oder Ord­
nungswidrigkeiten darstellen, von 
den Betrieben im Unterschied zu an­
deren Arbeitspflichtverletzungen die 
materielle Verantwortlichkeit des 
Werktätigen kaum geltend gemacht 
wurde.
Da diese Schäden insbesondere dann, 
wenn sie mit dem Gebrauch 
eines Kraftfahrzeugs Zusammenhän­
gen, durch Leistungen der Staatli­
chen Versicherung ausgeglichen wer­
den, untersuchten Staatsanwalt­
schaft und Kreisdirektion der Staat­
lichen Versicherung gemeinsam eine 
Reihe derartiger Schadensfälle. Da­
bei zeigte sich, daß in den Betrieben 
vielfach trotz wiederholter Auffor­
derung der Staatlichen Versicherung 
und Erläuterung der diesbezüglichen 
Pflichten des Betriebes die Anwen­
dung der erzieherischen Maßnahme 
der materiellen Verantwortlichkeit 
unterblieb, weil die Leiter der Be­
triebe die falsche Auffassung ver­
traten, daß versicherte Schadensfälle 
in dieser Hinsicht anders zu bewer­
ten seien, wenn nicht der Betrieb, 
sondern ein Dritter geschädigt wurde, 
oder daß bei Anwendung der mate­
riellen Verantwortlichkeit der Werk­
tätige doppelt bestraft würde, da er 
als Schadensverursacher eines Ver­
kehrsunfalls in der Regel bereits 
durch die Volkspolizei bzw. bei einer 
Straftat nach § 196 StGB durch ein 
gesellschaftliches oder staatliches Ge­
richt zur Verantwortung gezogen 
wurde. Auf Hinweis der Staatlichen

Gewährleistung von Ordnung, Dis­
ziplin und Sicherheit durch die Bil­
dung von Ordnungsbrigaden weiter 
zu erhöhen. Ferner wird die Bildung 
einer Arbeitsgemeinschaft „Soziali­
stisches Recht“ vorbereitet, in der 
interessierte Lehrlinge mit konkre­
ten Fragen der Rechtsverwirklichung 
im Betrieb vertraut gemacht werden 
sollen.
WOLDEMAR HUMMEL und 
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Versicherung, daß bei Nichtanwen­
dung der materiellen Verantwort­
lichkeit ein Teil der Versicherungs­
leistungen vom Betrieb zurückgefor­
dert wird, wurde zum Teil erst nach 
Ablauf der gesetzlichen Frist für die 
Geltendmachung der materiellen 
Verantwortlichkeit oder auch gar 
nicht reagiert.
Diese Haltung zur Durchsetzung der 
materiellen Verantwortlichkeit bei 
versicherten Schadensfällen steht mit 
der sozialistischen Gesetzlichkeit 
nicht in Einklang (vgl. Fragen und 
Antworten, NJ 1976 S.400). Die Gel­
tendmachung der materiellen Ver­
antwortlichkeit nach §§ 112 ff. GBA 
ist nicht in das Ermessen des Leiters 
eines Betriebes gestellt. Darauf hat 
bereits K.-H. S k o b j i n (Arbeit und 
Arbeitsrecht 1976, Heft 16, S. 507 f.) 
zu Recht hingewiesen.
Die gesetzliche Pflicht der Leiter, 
auch bei versicherten Schadensfällen 
die materielle Verantwortlichkeit zu 
prüfen und geltend zu machen, er­
gibt sich aus § 10 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Versicherung der volks­
eigenen Wirtschaft vom 15. Novem­
ber 1968 (GBl. I S. 355), aus §10 
Abs. 2 der VO über die Versicherung 
der sozialistischen Betriebe der 
Landwirtschaft, Nahrungsgüterwirt­
schaft und Forstwirtschaft sowie 
über die Tierseuchen- und Schlacht­
viehversicherung der Tierhalter vom
25. April 1968 (GBl. II S. 307) und 
aus § 10 Abs. 2 der VO über die Ver­
sicherung der staatlichen Organe 
und staatlichen Einrichtungen vom
18. November 1969 (GBl. II S.679). 
Um auch in dieser Hinsicht die Er­
ziehungsfunktion des sozialistischen 
Rechts konsequent zu gewährleisten, 
wurde zwischen der Kreisstaatsan­
waltschaft und der Kreisdirektion 
der Staatlichen Versicherung fol­
gende Vereinbarung getroffen:
Der Direktor der Kreisdirektion der 
Staatlichen Versicherung fordert von 
den Betrieben, unverzüglich die 
Durchsetzung der materiellen Ver­
antwortlichkeit zu prüfen, wenn ihm 
derartige Schadensfälle zur Regulie­
rung gemeldet werden. Reagieren

Durchsetzung der materiellen Verantwortlichkeit 
bei Schadensfällen im Zusammenhang mit Leistungen 
der Staatlichen Versicherung
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